


















































Carnesale: Wie ich schon sagte, gibt es in den 
Vereinigten Staaten keine Anzeichen dafür, daß 
eine Entscheidung für oder gegen bevorsteht.

ZEIT: Noch einmal zur Frage der Sicherheit 
der Atommüllbeseitigung. Unter den Wissen­
schaftlern gibt es eine Vielzahl von alternativen 
Strategien und keine einheitliche Meinung bezüg­
lich der Sicherheitsfrage.

Beckurts: Ich stimme damit nicht überein. In 
dieser Sache gibt es in Deutschland eine klare 
Übereinstimmung unter den Wissenschaftlern: 
daß nämlich die Endlagerung der Brennelemente 
aus Leichtwasser-Rcaktoren in einem nichtauf­
bereiteten Zustand keine annehmbare Lösung ist. 
Die Zwischenlagerung in Wassertanks ist eine 
zuverlässige vorläufige Losung, die jedoch nicht 
zu lange dauern darf.

ZEIT: Wie lange?
Beckurts: Etwa zwanzig Jahre. Die langfristige 

Zielansetzung ist, die radioaktiven Abfälle durch 
Wiederaufbereitung in eine für die endgültige 
Lagerung geeignete Form zu bringen. Wir haben 
Erfahrungen mit der Verglasung radioaktiver 
Spaltprodukte gesammelt. Und wir .können uns 
auf die Erfahrung anderer Länder verlassen, mit 
denen wir im Rahmen der Firma United Repro- 
cessors Company Zusammenarbeiten. Wir haben 
auch Erfahrungen in der Endlagerung im Salz­
bergwerk Asse. Wir haben zwar diese Dinge bis­
her noch nicht im großen Stil durchgeführt, wir 
werden aber unsere in Asse gewonnenen Erfah­
rungen in den neu erschlossenen Salzstöcken er­
weitern.

ZEIT: Und wenn das von einer Bürgeraktions­
gruppe verhindert wird?

Beckurts: Ich bin sicher, die Bürger werden die 
Wichtigkeit der Endlagerung des radioaktiven 
Materials zum Nutzen unseres Landes und zum 
Schutze seiner Umwelt erkennen.

ZEIT: Professor Beckurts, wir haben jetzt elf 
Reaktoren?

Beckurts: Es sind zwölf Reaktoren.
ZEIT: Und 1985 werden wir wie viele haben?
Beckurts: Ungefähr 25. Die effektiv installierte 

Megawattzahl wird, realistisch betrachtet, bis da­
hin bei 32 000 Megawatt liegen, nicht, wie der 
ursprüngliche Plan vorsah, bei 45 000 Megawatt.

ZEIT: Wieviel Tonnen Abfall werden diese 
25 Reaktoren 1985 produzieren?

Beckurts: Es wird jährlich etwa 500 Tonnen 
aufzubereitender Brennelemente geben — rund 
20 Tonnen pro Reaktor und Jahr.

ZEIT: Der Raum, in dem wir tagen, mißt etwa 
12X5X4 Meter, er würde rund 250 Tonnen fas­
sen. Könnte man in diesem Raum den Abfall 
eines halben Jahres unterbringen?

Beckurts: Wir würden das nicht in dieser Form 
machen. Der Abfall würde zunächst in Wasser­
behältern lagern, die größer sind als dieser Raum. 
Es ist aber wichtig zu wissen, daß das Volumen 
des eigentlichen hochradioaktiven Abfalls sehr 
klein ist. Der Anteil des hochradioaktiven Abfalls 
aus diesen 500 Tonnen liegt bei etwa 20 Kubik­
metern, in verglaster Form.

ZEIT: Würden Sie ein Wochenendhaus auf 
diesem Salzstock bauen?

Beckurts: An sich ja. Doch in der Praxis wäre 
es nicht möglich, denn die Salzmine würde zum 
eingezäunten Gesamtbereich der Wiederaufberei­
tungsanlage gehören; die Wiederaufbereitungs- 

26 anlage soll beim Endlager gebaut werden.

Flowers: Das eigentliche Problem ist doch: 
Werden die so gelagerten Abfälle über die Jahr­
hunderte hinweg nicht durch eindringendes Was­
ser ausgelaugt, gelangt die Radioaktivität nicht in 
unterirdische Wasseradern, die wir für unsere 
Versorgung brauchen?

ZEIT: Sie teilen also nicht die Ängste der Men­
schen, die in der Nähe des Salzbergwerkes woh­
nen?

Flowers: Nein.
ZEIT: Sie haben Angst um die Nachwelt?
Flowers: Richtig.
Beckurts: Glas ist ein äußerst stabiles Material, 

es hat sich über Hunderttausende von Jahren als 
beständig erwiesen!

Flowers: Glas mit radioaktivem Abfall hat 
man noch nicht getestet.

Beckurts: Doch, man hat. Es gibt auch die Mög­
lichkeit „zeitraffender Tests“. Außerdem: Salz­
stöcke bestehen, weil es in ihnen kein Wasser gibt. 
Schließlich haben Studien von Professor Cohen 
aus Pittsburg gezeigt: Selbst wenn Wasser ein­
dränge und die Abfallstoffe auslaugte, wäre die 
Bewegung des Wassers so extrem langsam, daß 
es zumindest Jahrhunderte brauchte, um das Ma­
terial irgendwo an die Erdoberfläche zu bringen.

Flowers: Aber es handelt sich um heißes Ma­
terial, das ändert die Sache — heiß im Sinne von 
hoher Temperatur. Auch mich beeindruckt ja die 
Lagermöglichkeit in Salzstöcken. Ich sage nur, 
bisher ist die Sicherheit dieser Lagerungsart noch 
nicht zur Zufriedenheit der relevanten Wissen­
schaften bewiesen. Man sollte nicht in großem Stil 
damit weitermachen und sich für die Zukunft 
darauf verlassen.

Beckurts: Darum werden wir auch im Salz­
bergwerk Asse die Versuche fortführen.

Flowers: Richtig. Ich glaube, Sie sind auf genau 
dem richtigen Weg. Ich meine nur, Sie sind noch 
nicht weit genug, um sagen zu können, wir wol­
len uns in massiver Form auf Kernenergie ver­
lassen.

ZEIT: Sollen wir aus den von Ihnen genannten 
Gründen langsamer vorgehen oder uns für ein 
Kernenergie-Moratorium entscheiden?

Flowers: Nein, kein Moratorium — das wäre 
das Schlimmste, denn dann würden die Arbeiten 
nicht fortgeführt. Wir müssen im Gegenteil viel 
arbeiten.

Dahrendorj: Könnte Sir Brian etwas über die 
in seinem Bericht dargelegten und für England 
behandelten Konsequenzen darlegen?

Flowers: Der Minister für Umweltschutz, Peter 
Shore, hat jetzt entschieden, daß die Windscale- 
Wiederaufbereitungsanlagc vorläufig nicht erwei­
tert werden soll. In Windscale werden nicht nur 
unsere eigenen, sondern auch ausländische Abfälle 
aufbereitet. Diese Angelegenheit mußte auf na­
tionaler Ebene entschieden werden und konnte 
nicht lokalen Interessen überlassen werden. Es 
scheint im übrigen, daß die Atomic Energy 
Authority unserer Feststellung zustimmt, daß wir 
bisher den langfristigen Problemen der Atom­
müllbeseitigung weitaus zu wenig Aufmerksam­
keit gewidmet haben.

ZEIT: Sie haben in Ihrem Bericht eine Anzahl 
anderer Möglichkeiten der Müllentsorgung be­
sprochen. Eine davon war, Atommüll in den Welt­
raum zu schießen.

Flowers: Das kann man vergessen.
Beckurts: Genau das wollte ich gerade sagen. 

Keiner der deutschen Sachverständigen betrachtet
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das als eine Möglichkeit; die Verbringung von 
Atommüll in den Weltraum ist Unsinn.

Flowers: Im wesentlichen gibt es nur zwei 
durchführbare Methoden. Erstens: das Vergraben 
des Materials im Meeresboden in geologisch sta­
bilen Gebieten — nicht aber die Lagerung auf 
dem Meeresboden; im Zusammenhang damit gibt 
es jedoch gegenwärtig verschiedene internationale 
Rechtsprobleme. Zweitens: Die Einlagerung in 
tiefen, geologisch stabilen Formationen: in Granit 
oder in Salzstöcken.

Carnesale: In der letzten Zeit hat sich die Öf­
fentlichkeit vor allem mit drei Dingen beschäftigt 
— Atommüllbeseitigung, Atomwaffenverbrei­
tung, Umweltschutz. In Amerika haben wir eine 
AtomenergiebchÖrde, deren Aufgabe es ist, die 
Entwicklung der Kernenergie voranzutreiben, 
aber auch alle damit zusammenhängenden Dinge 
zu regulieren. In der Vergangenheit ist das Re­
gulieren vernachlässigt worden. So findet man in 
den Erklärungen der Atomic Energy Commission 
bis zum Jahre 1974, in dem sie aufgelöst wurde, 
keinerlei Hinweise darüber, daß ein Zusammen­
hang zwischen Kernwaffen und Kernenergie be­
steht: daß die Beseitigung von Atommüll Pro­
bleme macht: daß Reaktoren irgendwie unsicher 
sein könnten. Diese Probleme waren den Wissen­
schaftlern nicht neu, aber über deren politische 
Bedeutung und ihre Bedeutung für die Öffent­
lichkeit waren sich die Wissenschaftler nicht im 
klaren.

'ZEIT': Sir Brian, Sie haben gesagt, man solle 
jetzt nicht aufhören, aber man dürfe sich nicht in 
eine Lage bringen, wo man nicht mehr aufhören 
kann. Ihr Argument wirft natürlich die Frage 
auf, wo liegt die Grenze? Wo wird der Prozeß 
unumkehrbar? Wie weit würden Sie gehen und 
sich dabei noch sicher fühlen?

Flowers: Ich weiß es nicht. Ich glaube, wir 
haben jetzt eine solche Schwelle erreicht. Nicht 
aufhören, sondern nachdenken. Mit aufhören will 
ich keinesfalls sagen, daß man die Kraftwerke 
schließen sollte. Ich stelle damit nur fest, daß man 
sich viel mehr mit den Problemen der Müllbesei­
tigung und den Konsequenzen der Kernenergie 
beschäftigen muß, als das in der Vergangenheit 
der Fall war, und ehe man den nächsten Sprung 
nach vorn macht.

ZEIT: Und der nächste große Sprung vorwärts, 
nur um das klarzustellen, ist nicht nur ein tech­
nischer Sprung vom Leichtwasser-Reaktor zum 
Schnellen Brüter, sondern vor allem ein quantita­
tiver Sprung.

Flowers: Ein quantitativer Sprung, in dem die 
Wiederaufbereitung eine entscheidende Rolle 
spielt, ebenso wie die Fortentwicklung des 
Schnellen Brüters, denn beide diese Verfahren 
stellen einen sehr großen Schritt dar.

Beckurts: Ich sehe wirklich keinen Grund, daß 
Deutschland in der Fortführung seines Nuklear­
programms innehalten sollte. Wir befinden uns in 
der glücklichen Lage, daß unsere Bestände an 
radioaktiven Abfällen zur Zeit viel geringer sind 
als die vieler anderer Länder, denn wir hatten 
kein militärisches Nuklear-Programm, und die 
zivilen Programme sind bei uns noch recht jung. 
Mit den Salzstöckcn besitzen wir eine einzigartige 
Lösung für die Lagerung. Was die Abfal 1 Verfesti­
gung betrifft, so verfügen wir über brauchbare 
technische Grundelcmente. Ich glaube deshalb, 
daß wir weitermachen können. Ich bin aber auch 
der Meinung, daß wir äußerst sorgfältig in etwa 
zehn bis zwanzig Jahren den nächsten Schritt 
überdenken müssen. Dabei ist zu bemerken, daß

Abstimmungen 
über Kernkraft

In den Vereinigten Staaten haben im letzten 
Jahr sieben Volksabstimmungen über den Bau 
von Atomkraftwerken stattgefunden. In kei­
nem der sieben Bundesstaaten konnten sich die 
Kernkraftgegner durchsetzen.

Kalifornien eröffnete im Juni 1976 den Reigen. 
In der „Proposition 15“ ging es nicht um ein 
einfaches „Für oder Wider Atomstrom“, sondern 
um ein engermaschiges Netz von Sicherheitsbe­
stimmungen, die lückenlose Entsorgung und die 
Aufhebung jeglicher Entschädigungsgrenze bei 
Nuklearunfällen (sie liegt zur Zeit bei 560 Mil­
lionen Dollar). Möglicherweise hätten diese Auf­
lagen zur totalen Stillegung aller kalifornischen 
Kernkraftwerke geführt.

Die Bürger Kaliforniens verwarfen „Propo­
sition 15“ mit einer Mehrheit von 2 zu 1 — nicht 
zuletzt, weil der aufgeschreckte Gesetzgeber be­
reits gehandelt hatte. Fünf Tage vor dem Refe­
rendum verabschiedete das Parlament in Sacra­
mento eine Reihe von Gesetzen, die — obwohl 
weniger streng formuliert — dem Referendum 
seine Dringlichkeit nahmen. Vor allem wird nun 
jegliche Genehmigung zum Reaktorneubau von 
der Existenz einer zuverlässigen Wiederaufberei- 
rungs- und Entsorgungstechnologie abhängig ge­
macht. Die Entscheidung darüber trifft das Staats- 
Parlament.

Ähnliche Bürgerinitiativen wurden im Novem­
ber in den Staaten Ohio, Montana, Colorado, 
Washington, Oregon und Arizona mit etwa glei­
chen Stimmenverhältnissen verworfen. Laut 
jüngsten Meinungsumfragen befürworten 61 Pro­
zent aller Amerikaner den Bau von weiteren 
Atomkraftwerken, während 22 Prozent ihn ab­
lehnten. Die Volksabstimmung hat sich im letz­
ten Jahr also nur geringfügig verändert: Im 
Jahre 1975 stand das Verhältnis 63 zu 19 Pro­
zent. Dennoch werden in fast allen US-Bundes­
staaten Anti-Atom-Referenden vorbereitet. In 
den USA gibt es heute 50 Kernkraftwerke; Prä­
sident Ford hat bis 19S5 den Bau von 200 weite­
ren vorgeschlagen.

die Entscheidung über den Großeinsatz Schneller 
Brüter vorerst noch nicht ansteht.

ZEIT: Frage an Sir Brian: Sollten wir uns auf 
einen Typ konzentrieren oder mit der ganzen 
Vielfalt — Schneller Brüter, Hochtemperatur- 
Reaktor, Fusion — weiter experimentieren?

Flowers: Wir müssen uns mit der Energiever­
sorgung der Welt insgesamt befassen. Ich bin sehr 
dafür, daß andere Länder andere Wege unter­
suchen, finde aber, daß wir in einem gewissen 
Ausmaße unnötige Konkurrenz treiben und zu 
schnell vorangehen. In Deutschland und vielleicht 
auch in England versuchen Firmen, einander mit 
der gleichzeitigen Entwicklung von drei verschie­
denen Schnellen Brütern Konkurrenz zu machen; 
die Deutschen entwickeln einen Hochtemperatur- 
Reaktor, ebenso die Vereinigten Staaten. Ich bin 
für Vielfalt, aber nicht in einer Form, in der man

(c) Gorleben Archiv e.V  www.gorleben-archiv.de Alle Rechte beim Urheber



Wer exportiert wohin?

Auf der ganzen Welt — China ausgenommen 
— sind nach dem Stand von Mitte 1976 168 Kern­
reaktoren in Betrieb, 195 Kernreaktoren im Bau 
und 152 Kernreaktoren bestellt. Das sind: 515 
Anlagen an 387 Standorten in 34 Ländern.

Die Ostblockstaaten werden bisher ausschließ­
lich von der Sowjetunion beliefert, die außerhalb 
des Ostblocks nur zwei Anlagen in Finnland baut.

Auf dem Exportmarkt von Kernkraftwerken 
wurden bisher 64 Anlagen gebaut oder bestellt.

Mit 35 Reaktoren stehen dabei die USA an der 
Spitze; die Bundesrepublik hat zehn, Frankreich 
neun, Kanada acht und Schweden zwei Export­
aufträge ausgeführt oder erhalten.

Im folgenden die wichtigsten Exportländer: 
Bundesrepublik in Betrieb in Bau bestellt 
Argentinien 1 — —
Brasilien — 2 —
Iran — 2 —
Luxemburg — — 1
Niederlande 1 — —
Österreich — 1 —
Schweiz — 1 —
Spanien — — 1

Kanada in Betrieb in Bau bestellt
Bangladesch — — 1
Belgien 3 2 1
Südafrika — — 2

Frankreich in Betrieb in Bau bestellt
Argentinien — — 1
I ndien 1 3 1
Pakistan 1 — —

USA in Betrieb in Bau bestellt
Belgien 1 — —
Brasilien — 1 —
Indien 2 — —
Italien 3 -— —
Japan 3 2 •—-
Jugoslawien ■— 1 —
Korea — 1 1
Mexiko — 2 —
Niederlande 1 — —
Philippinen — — 1
Spanien 2 7 3
Taiwan — 3 1

Politik statt Kommerz

Selbst für Eingeweihte kam die Mitteilung 
überraschend: Frankreich will sich beim Ex­
port von Kernkraftwerken Selbsteinschrän­

kung auferlegen. Entgegen der bisherigen Be­
reitschaft wollen die Franzosen bis auf weiteres 
keine Aufbereitungsanlagen für bereits genutzte 
Brennelemente mehr ans Ausland verkaufen. Die 
offizielle Begründung: „Getreu seiner friedlichen 
und humanitären Tradition will Frankreich nicht 
zu der schrecklichen Bedrohung beitragen, die eine 
Ausbreitung der Atomwaffen darstellt.“ Dies ist 
eine klare Abkehr von der bisherigen Praxis, die 
Industrie um jeden Preis beim Export ihrer Tech­
nologie zu stützen, auch wenn die Gefahr einer 
militärischen Nutzung nicht auszuschließen ist.

Vor ein paar Monaten gab Staatspräsident Gis- 
card zu erkennen, daß ihm die unkontrollierten 
Atomgeschäfte ein Dorn im Auge sind. Im Som­
mer gründete er einen interministeriellen Aus­
schuß für auswärtige Nuklearpolitik, um den Ex­
port von Reaktoren und damit zusammenhän­
gender Anlagen zu „moralisieren“. Giscard möchte 
die Lieferung militärisch nutzbarer Technologie 
(Wiederaufbereitungsanlagen) von einer Entschei­
dung auf höchster Ebene abhängig machen. Das 

Pariser Veto ist damit eine Selbstbeschränkung, 
die an die Stelle rein kommerzieller Argumente 
politische Überlegungen setzt.

Frankreich wehrt sich gegen die Behauptung 
von Kritikern im eigenen Land, es sei lediglich 
amerikanischem Druck gewichen. Immerhin wird 
in Regierungskreisen aber zugegeben, es handele 
sich um eine „Konvergenz der Analysen“. Rein 
technisch ist völlig klar, daß Pakistan eine Auf­
bereitungsanlage vorerst auch nicht annähernd 
auslasten kann. Von Premierminister Ali Bhutto 
ist zudem bekannt, daß er, wie seine indischen 
Nachbarn, gern über die Bombe verfügen möchte.

Unklar ist zur Stunde noch, was aus den be­
reits unterzeichneten Verträgen wird. Das Ge­
schäft mit Südkorea wurde stillschweigend annu­
liert, wobei nicht klar ist, ob der Verzicht von 
Korea oder von Frankreich ausging. Am liebsten 
wäre Paris, Pakistan würde aus eigenen Stücken 
auf die versprochene Aufbereitungsanlage ver­
zichten. Im übrigen schaut Frankreich jetzt ge­
spannt nach Bonn. An der Seine erwartet man, 
daß auch die Deutschen den brisanten Teil ihres 
Brasiliengeschäfts aufgeben. K.-P. S.
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die Entwicklung unnötig schnell vorantreibt, ohne 
andere Probleme genügend abzuwägen.

ZEIT: Konnte es eine Art internationaler Ar­
beitsteilung geben —• England konzentriert sich 
auf den einen Typ, wir auf den anderen?

Flowers: Nein. Der Ärger mit dem Wett­
bewerb bei so vielen unterschiedlichen Reaktor­
typen ist, daß man nun schon so lange Zeit zuviel 
Geld in sie gesteckt hat.

ZEIT: In keinem anderen Industrieland ist der 
Druck, die Kernenergie zu entwickeln, so hoch 
wie in Deutschland — Japan vielleicht aus­
genommen. Glauben Sic, Sir Brian, daß man die 
Entwicklung der Kernenergie in England ohne 
das Nordseeöl verlangsamen könnte?

Flowers: Ja, ich glaube, wir könnten, denn wir 
haben noch ausreichend Kohle für die nächste 
Zeit. Den wirklichen Punkt der Unsicherheit er­
reichen wir nach 1990, wenn unsere Ölreserven 
auslaufen und wir uns einem ungewöhnlichen An­
stieg des Energieverbrauchs gegenübersehen, bei 
dem es dann sein kann, daß die Kohle nicht mehr 
ausreicht. Unser Problem ist, unsere Kernindustrie 
in Gang zu halten, um sie zu der Zeit zur Ver­
fügung zu haben, zu der wir sie brauchen — gegen 
Ende des Jahrhunderts.

ZEIT: Dies sind alles Probleme, die dem Laien, 
auch dem Politiker, in mehr als einer Hinsicht 
Rätsel aufgeben. Die Diskussion ist ungeheuer 
mit Gefühl aufgeladen. Die Frage ist: Wie wol­
len Sie, Herr Minister Matthöfer, die Aufstellung 
von Kernenergieplänen, den Bau von Reaktoren, 
die Entscheidung über Atommüllagerstätten mit 
dem normalen demokratischen Verfahren bewäl­
tigen?

Matthöfer: Nehmen wir die Vorfälle bei Brok­
dorf. Das war nicht nur Widerstand gegen das 
Brokdorfer Kernkraftwerk, sondern eine strate­
gische Position im gesamten Auseinandersetzungs­
prozeß um die Industrialisierung ein Widerstand, 
der nicht nur mit der Kernenergie zu tun hat. 
Die Tatsache, daß die Elbe ein verschmutzter 
Fluß ist, daß die Industrieansiedlung im unteren 
Elberaum der drei betroffenen Bundesländer 
planlos und in einer für die Natur schädlichen 
Form durchgeführt worden ist, hat nichts mit 
Kernenergie zu tun. Die Leute protestieren gegen 
dies alles unter dem Zeichen der Kernenergie. 
Darum sage ich, wir brauchen demokratische Pla­
nung, Regionalplanung mit einer breit angelegten 
Diskussion und einem Parlamentsbeschluß über 
den Plan.

ZEIT: Neulich sagten Sie, das Parlament solle 
nicht entscheiden, sondern . . .

Matthöfer: Ich habe gesagt, das Parlament 
solle nicht über den einzelnen Standort entschei­
den, sondern über Pläne. Wo kämen wir denn 
sonst hin? Das Parlament muß sich mit den stra- 
tegischen Industrialisierungsplänen oder mit dem 
Umweltschutz befassen, öffentliche Diskussionen 
müssen durchgeführt werden. Man muß den Ver- 
tietern der Bürgerinitiativen das Recht zum Pro­
test einräumen, muß sie anhören und ihnen ihre 
gesetzlichen Rechte nicht durch Schaffung von 
Tatsachen beschneiden.

Verfahrt man demokratisch, so erhält man eine 
höhere Legitimierung, das durchzuführen, was im 
Allgemeinintercsse liegt, auch gegen lokale Grup­
pen, die eine abweichende Meinung vertreten. In 
dieser Form ist eine Demokratisierung möglich, 
und in diesem Sinne begrüße ich Brokdorf, denn 
es könnte dazu führen, eine große Diskussion in 
Gang zu setzen.

Dahrendorf: Ich glaube, daß die Antwort von 
Herrn Matthöfer den ganzen Konflikt zwischen 
der immer größeren Kompliziertheit aller tech­
nischen und allgemein wirtschaftlichen Prozesse 
einerseits und dem Wunsch nach immer mehr 
demokratischer Teilhabe andererseits widerspie­
gelt. Seine Antwort löst diesen Konflikt nicht . . .

Matthöfer: Das weiß ich auch, aber niemand- 
kann in drei Minuten eine Antwort auf das Pro­
blem unserer Generation geben.

ZEIT: Wie würden Sie denn, Herr Professor 
Dahrendorf, Vorschlägen zu verfahren?

Dahrendorf: Ich bin nicht sicher, daß ich dar­
auf eine Antwort weiß. Diese Art von Problemen 
zeigt in einzigartiger Weise die Schwierigkeiten 
des heutigen demokratischen Prozesses auf.

Einerseits gibt cs Probleme, die Emotionen 
auslösen und die Gemüter in Wallung bringen. 
Da bedauere ich die Art und Weise, wie die Pro­
teste — und das heißt doch: das Interesse der 
betroffenen Bevölkerung — in den meisten Län­
dern, sicherlich aber in der Bundesrepublik, bis­
her abgefertigr worden sind. Andererseits ist das 
Problem so technisch, daß eine wirklich vernünf­
tige Antwort auf der Ebene von Straßendiskus­
sionen, in Wahlfeldzügen oder im Rahmen einer 
Ansprache an 30 000 aufgebrachte Leute auf 
dem Bauplatz eines Kernreaktors nicht gegeben 
werden kann.

Wir haben also eine seltsame Doppelentwick­
lung — einerseits ein wachsendes Interesse der 
Bevölkerung, andererseits eine wachsende Tech­
nisierung der Sache selbst. Zwei Dinge sind in 
dieser Situation wichtig. Einmal kommt es dar­
auf an, wie wir die technischen Probleme im 
demokratischen Prozeß definieren, wie wir die 
Probleme darstellen, Mißverständnisse zerstreuen, 
Einwände diskutieren. Zum anderen geht es um 
die Rolle des Parlaments. Ich kann mir in unserer 
Gesellschaft keine andere Einrichtung vorstellen, 
die wirksamer und eindringlicher vor der Öffent­
lichkeit debattieren könnte. Der Bundestag sollte 
über die Kernenergie ausgedehnte Debatten füh­
ren — und vor der Beendigung dieser öffentlichen 
Diskussion sollten wir mit umstrittenen Program­
men nicht weitermachen.

Gruhl: Der Bundestag hat nie eine grundsätz­
liche Entscheidung darüber getroffen, in welchem 
Ausmaß eine Kernenergiewirtschaft auf dem 
engen Raum der Bundesrepublik Deutschland ver­
tretbar ist. Zu den Kriterien der Entscheidung 
hätten gehört:

Wir sicher ist die Uranversorgung auf längere 
Frist? Wie sind die radioaktiven Abfälle auf 
einige zehntausend Jahre sicher zu verwahren?

Wie können ausgediente Kernkraftwerke be­
seitigt werden?

Wie ist die Frage des Brennstoffkreislaufs (Wie­
deraufbereitung) gelöst?

Wie kann ein Land mit vielen atomaren An­
lagen in einem Krieg noch verteidigt werden?

Weitere Grundsatzfragen hätten geklärt wer­
den müssen:

Bedeutet mehr Energie immer eine höhere Le­
bensqualität oder auch nur einen höheren Le­
bensstandard?

Schafft die zusätzliche Energie neue Arbeits­
plätze oder beseitigt sie Arbeitsplätze durch Ra­
tionalisierung — was meine Meinung ist — ?

Besonders in den letzten Monaten stellte sich 
heraus, daß ein großer Teil der Bürger inzwischen 
anders denkt und die genannten Fragen stellt.
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Die Politiker und die in den Parlamenten vertre­
tenen Parteien sehen diese neue Problematik noch 
nicht und setzen ihre bisherige Politik fort. Damit 
kommt es zu einer beträchtlichen Diskrepanz 
zwischen der offiziellen Politik und großen Tei­
len unseres Volkes. Diese wird sich verschärfen, 
wenn die Politiker nicht bereit sind, über diese 
Grundsatzfragen nachzudenken und sie öffent­
lich zu diskutieren. Es geht letztens nicht nur um 
die Kernkraftwerke, sondern um die damit ver­
bundene Industrialisierung unseres Landes, die 
viele jetzt bereits ökologisch für nicht mehr ver­
tretbar halten. Diese Auseinandersetzung muß 
sich automatisch verschärfen — wenn nicht so­
fort, dann in einigen Jahren — und wird dann 
zu solch extremen Erscheinungen führen, daß Re­
gierungen meinen, dem Volk mit Polizeigewalt 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung, den 
„Wohlstand", aufzwingen zu müssen. Dieses Vor­
gehen ist zwar rechtsstaatlich nicht zu beanstan­
den. Eine rein verfahrensmäßig abgesicherte Hal­
tung wird aber bei so gewaltigen Meinungsunter­
schieden auf die Dauer nicht aufrechtzuhalten 
sein. Es handelt sich hier um einen historischen 
Wandlungsprozeß, den man nicht verhindern, 
bestenfalls eine Zeitlang aufhalten kann.

Da der Energieverbrauch langst nicht mehr wie 
prognostiziert steigt und auch nicht mehr steigen 
wird, ergibt sich eine Pause, die zur Diskussion 
und zu neuen — diesmal parlamentarischen — 
Entscheidungen benutzt werden sollte. Darum 
habe ich bereits am 22. Januar 1976 ein Mora­
torium beim Bau weiterer Kernkraftwerke vor­
geschlagen.

Flowers: Wir müssen versuchen, von den tri­
vialen Debatten über die falschen Themen auf 
der falschen Ebene wegzukommen. Wohlmeinende 
Helfer, die schrille Schreie gegen die Atomkraft 
ausstoßen, bringen die Atomindustrie mit ihrer 
oft lächerlichen Kritik nur dazu, alle Einwände 
als lästig beiseite zu wischen und einfach weiter­
zumachen. Das hilft niemandem. Wir brauchen 
eine Debatte, die in der Mitte angesiedelt ist — 
eine Diskussion der verschiedenen Aspekte inner­
halb der relevanten Wissenschaften brauchen wir. 
Ich schließe die Wirtschaftler ein, überhaupt alle, 
die eine wichtige Aussage zu machen haben. Und 
wir müssen die Sache im Parlament zu einem 
hoffentlich überparteilichen Abschluß bringen.

Beckurts: Ich bin mit allem einverstanden, was 
Sir Brian und Herr Dahrendorf gesagt haben. 
Ich möchte hier nur noch die persönliche Ansicht 
eines Wissenschaftlers anfügen und feststellen: 
Ich bin auf meine amerikanischen Kollegen 
manchmal etwas neidisch, weil sie in Sachen Kern­
energie die Möglichkeit der Volksbefragung ha­
ben. In sieben amerikanischen Bundesstaaten hat 
sich die Bevölkerung im Jahre 1976 mit sehr deut­
lichen Mehrheiten für die friedliche Nutzung der 
Kernenergie entschieden. In der Bundesrepublik 
gibt es diese Möglichkeit der Volksbefragung — 
wie ich glaube, aus guten verfassungsrechtlichen 
Gründen — nicht. Es wäre aber besser, wenn wir 
in dieser Sache die Möglichkeit einer Volks­
befragung hätten — selbst auf die Gefahr hin, 
daß aie Mehrheit gegen uns entscheidet.

ZEIT: Wir sollten uns der Gefahr zuwenden, 
daß der privatwirtschaftliche Verkauf nuklearer 
Anlagen immer mehr Staaten ermöglicht, sich 
Kernwaffen zuzulegen. Gerade die Bundesrepu­
blik ist hier während der letzten Zeit in die 
Schußlinie geraten.

Die Reaktorbauindustrie der Bundesrepublik 
kann zur Zeit ungefähr acht Reaktoren im Jahr 
bauen. Der einheimische Markt kann oder wird 

aber nicht mehr als zwei bis drei Reaktoren im 
Jahr aufnehmen. Wir haben also einen Kapazi­
tätsüberschuß, mithin ein kommerzielles Inter­
esse am Verkauf.

Mit der Kernindustrie sind heute schon unge­
fähr 200 000 Arbeitsplätze verbunden. Bonn hat 
den Atomsperrvertrag unterzeichnet in der festen 
Annahme, daß das in keiner Weise den Verkauf 
von ziviler Nukleartechnologie ins Ausland be­
hindern würde. Wir haben damals sogar einige 
Änderungen im Vertrag durchgesetzt, ehe wir ihn 
unterzeichneten und ratifizierten, um solche Be­
hinderungen auszuschließen. Wir glauben, daß 
der Verkauf von sensitiven Technologien, von 
Wiederaufbereitungs- und Anreicherungsanlagen, 
die wir den Brasilianern als Dreingabe anboten, 
um den Auftrag zu bekommen, der uns sonst von 
den Amerikanern weggeschnappt worden wäre, 
in keiner Weise zu beanstanden ist, so lange die 
Käufer sich zur Einhaltung von Sicherheitsvor­
schriften verpflichten, die mindestens denen der 
Internationalen Atomenergie Agentur (IAEA) 
vergleichbar sind. Diese Frage wird in nächster 
Zeit einer der Hauptreibungspunkte zwischen 
Bonn und Washington sein. Welches ist die ame­
rikanische Haltung?

Carnesale: Lassen Sie mich zunächst auf die 
Arbeitsplätze eingehen. Das sollte nicht das domi­
nierende Argument sein. Die Frage lautet doch, 
wie viele dieser Arbeitsplätze wird man ver­
lieren, wenn man die Möglichkeit des Exports 
von zwei oder meinetwegen vier Reaktoren pro 
Jahr einbüßt — wie viele Leute in der west­
deutschen Kernindustrie beschäftigt sind, ist da 
nicht relevant. Es ist irreführend, wenn man von 
Hunderttausenden von Arbeitsplätzen spricht. 
Eine Exportkapazität von zwei oder vier Reak­
toren im Jahr heißt nicht, daß zwei oder vier 
Reaktoren wirklich exportiert werden müssen, 
damit die Industrie überleben kann. Wenn man 
einen angemessenen Inlandmarkt hat, glaube ich 
nicht, daß zwei Reaktoren mehr oder weniger 
für die Industrie lebensentscheidend sind.

Aber lassen Sic uns auf den eigentlichen Rei­
bungspunkt kommen. Die Reibungen wegen des 
westdeutschen Geschäftes mit den Brasilianern 
sind vornehmlich wegen der Wiedcraufbercitungs- 
und Anreicherungsanlagen entstanden, nicht we­
gen der acht Reaktoren. Das ist wichtig zu wis­
sen. Es ist auch interessant zu hören, daß die 
ZEIT die Anreicherungs- und Wiederaufberei­
tungsanlagen jetzt als Dreingabe, als Kaufanreiz 
beschreibt. Als wir sie so nannten, wurde das 
hier nicht gut aufgenommen. Wir glauben nicht, 
daß der Atomsperrvertrag die Bundesrepublik in 
irgendeiner Weise verpflichtet, Anreicherungs- 
und Wiederaufbereitungsanlagen zu liefern.

ZEIT: Wenn er uns nicht verpflichtet — ver­
wehrt er es uns?

Carnesale: Nein, das ist ein völlig anderes 
Argument; er verbietet es nicht. Wir haben nie­
mals behauptet, daß eine Verletzung des Atom­
sperrvertrages stattgefunden hat.

Nun zu den Sicherheitsfragen. Die bisherigen 
Sicherheitsvorkehrungen waren als ein Frühwarn­
system gedacht. Das bestehende System arbeitete 
ausreichend gut, solange wir cs mit verbrauchtem 
Spaltmaterial zu tun hatten. Bei den Inspektio­
nen konnte man feststellen, ob nuklearer Brenn­
stoff entwendet worden war. Wenn ja, dann 
wußte man: In fünf Jahren könnte einer die 
Bombe haben. Beim Plutonium ist das anders.
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Das deutsch-brasilianische Atomabkommen

Am 27. Juni 1975 unterzeichneten die Bun­
desrepublik und Brasilien ein Zwölf-Mil- 
liarden-Mark-Abkommen über die Liefe­
rung einer kompletten Atomenergie-Ausrüstung. 

Das Paket, das Brasilien Eigenständigkeit im ge­
samten Brennstoff-Zyklus sichern soll, enthält
• acht Leichtwasser-Reaktoren mit einer Elek­
trizitätsleistung von je 1200 Megawatt;
• Fabriken für die Uranerzverarbeitung und 
Herstellung von Brennelementen;
• eine Uran-Anreicherungsanlage, die nach dem 
sogenannten „Trenndüsenverfanren“ arbeitet: 
Hier wird der Anteil des leicht spaltbaren Uran 
235 (im Natururan nur zu 0,7 Prozent enthalten) 
auf die für die vorgesehenen Reaktoren nötigen 
drei Prozent angereichert;
• eine Pilot-Anlage für die Wiederaufbereitung 
bestrahlter Brennelemente, in der das noch vor­
handene Uran und das neuentstandene Plutonium 
chemisch von der „Brcnnstoffschlacke“ getrennt 
werden.

Bei den beiden letzten Komponenten —• der 
Anreicherung*- und Aufbereitungsanlage — han­
delt es sich um „sensitive Technologien“, die zwei 
verschiedene Tore zur Atombombenproduktion 
öffnen. Der eine Weg führt über die „Trenn­
düse“: Hier kann Uran 235 theoretisch nicht nur 
auf drei, sondern auch auf die für Bomben nöti­
gen 90 Prozent angercichert werden. Der zweite 
und einfachere Weg führt über das bombentaug­
liche Plutonium, das zuhauf im Reaktor anfällt 
und in der Aufbereitungsanlage „raffiniert“ wer­
den muß. Jeder der geplanten Reaktoren liefert 
etwa 200 Kilogramm Plutonium im Jahr — ge­
nug für etwa 25 Atombomben vom Hiroshima- 
Typ.

Seit dem Brasilien-Geschäft schwelt der Streit 
zwischen der Bundesrepublik und den Vereinigten 
Staaten. Die US-Regierung hat den amerikani­
schen Reaktorproduzenten den Export „sensitiver 
Technologien“ strengstens verboten; es war diese 
„Dreingabe“, die das Rennen zwischen den bei­
den Konkurrenten Kraftwerkunion (KWU) und 
Westinghouse zugunsten der ungegängelten Deut­
schen entschied.

Der entgangene Profit hat die Amerikaner ge­
wiß verärgert, doch der Kern der deutsch-ameri­
kanischen Kontroverse liegt nicht im kommerziel­
len, sondern im militärischen Bereich. Brasilien hat 
wenig Hehl aus seinen Großmacht-Ambitionen 

gemacht; den Atomsperrvertrag hat es nie unter­
schrieben. Rein kommerziell gesehen, ist die deut­
sche Dreingabe von zweifelhaftem Wert. Die 
Wirtschaftlichkeit der Beckerschen Trenndüsen- 
Anreicherung ist ebenso unerwiesen wie die Uran­
vorkommen Brasiliens, von denen sich die Bun­
desrepublik eine verläßliche Brennstoffversor­
gung verspricht. Die Unrentabilität einer Auf­
bereitungsanlage gilt dagegen als gesichert: In 
den Vereinigten Staaten wie in der Bundesrepu­
blik gibt es keine kommerziellen Aufbereitungs­
anlagen. In einigen Jahrzehnten wird es vielleidit 
wirtschaftlich nutzbare Reaktoren geben, die mit 
Plutonium beschickt werden. Heute sind Aufbe­
reitungsanlagen nur als Produktionsstätten für 
Bomben-PIutonium sinnvoll.

Die Brasilianer haben sich strengeren Kontroll­
vorschriften unterworfen, als sie der Atomsperr­
vertrag vorsieht. Diese sogenannten safeguards 
sind jedoch keine tatsächlichen Kontrollen, son­
dern ein „Buchhaltungssystem“, das den Ein- 
und Ausgang von spaltbarem Material festhält. 
Die safeguards funktionieren lediglich als 
„Alarmglocke", die aufschrillt, wenn Spaltma­
terial systematisch abgezweigt wird. Safeguards 
können abschrecken, aber nichts verhindern. Wie 
man sie umgeht, haben die Inder mit ihrer Bombe 
von 1974 bereits gezeigt.

Außerdem ist bei dem Brasilien-Geschäft der 
Zeitfaktor von überragender Bedeutung: Wer le­
diglich einen Reaktor besitzt und Spaltmaterial 
beiseite schafft, warnt die Welt, daß er nicht nur 
die Elektrizitätsgewinnung im Sinn hat. Da aber 
der Bau einer Aufbereitungsanlage fünf bis zehn 
Jahre. Fachwissen und eine politische Entschei­
dung erfordert, bleibt genügend Zeit für inter­
nationale Gegenmaßnahmen. Hat man die Auf­
bereitungsanlage schon, dann greifen die safe- 
guards nicht mehr: Zwischen der Entdeckung der 
Plutoniumentnahme und dem Bombenbau liegen 
unter ungünstigen Umständen nur Tage.

Nachdem jetzt auch Frankreich den Export 
von Aufbereitungsanlagen gesperrt hat, wird die 
Bundesregierung dem Druck der Amerikaner 
allein standhalten müssen. Aber die prolifera­
tionsverschreckten Amerikaner haben schon aus 
einer anderen Quelle Zuversicht geschöpft: Spitze 
Zungen behaupten, daß die Deutschen den Brasi­
lianern ein Anreicherungsverfahren verkauft ha­
ben, das nicht funktioniert, um Uran anzurei­
chern, das es nicht gibt. Josef Joffe

Stellt man dabei einen Diebstahl fest, so muß 
man sehr schnell handeln, denn die Vorlaufzeit 
zur Herstellung einer Atombombe ist viel viel 
kürzer.

ZEIT: Wieviel kürzer?

Flowers: Man kann die Bombe bereits vor­
bereitet haben, so daß nur noch das Plutonium 
eingesetzt werden muß.

Carnesale: Das ist richtig. Es geht im übrigen 
nicht darum, ob eine Sache nach dem Atomsperr­
vertrag illegal ist, sondern darum, was nach ihm 
gestattet ist; dies wiederum bedeutet nicht, daß 

man alles tun muß, was gestattet ist. Verträge 
lassen viel zu, verpflichten uns aber nicht zu allem 
und jedem. Nadi dem Atomsperrvertrag besteht 
keine Exportverpflichtung für Anlagen dieser 
Art. Die Vereinigten Staaten haben Sie also nicht 
aufgefordert, Ihre Vertragsverpflichtungen zu 
verletzen. Bei den Anreicherungsanlagen befinden 
Sie sich in einer besseren Position. Anreicherungs­
anlagen werden tatsächlich zum Reaktorbetrieb 
benötigt. Es ist schwierig, damit Material für 
Atomwaffen herzustellen. Dennoch würde ich 
vorziehen, Sie exportierten sie nicht — vor allem, 
um keinen Präzedenzfall für Wiederaufberei­
tungsanlagen zu schaffen. 31
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Ist die Wiederaufbereitung für den Kreislauf 
wirklich notwendig? Nein. Noch bringt niemand 
Plutonium in den Recycling Prozeß. Wenn man 
wiederaufbereitet, verringern sich die Strom­
kosten um höchstens zwei Prozent. Das kann 
also nicht der Grund sein, um eine Wicdcrauf- 
ber .'tungsanlage in Brasilien aufzustellen. Es 
kann dafür viele Motive geben, die wirtschaft­
lichen rangieren jedoch sehr sehr weit unten.

ZEIT: Vertreten Sie also den Standpunkt, daß 
es überhaupt keine Wiederaufbereitung geben 
sollte, sondern daß wir das Material irgendwo 
lagern?

Camesale: Nein. Ich spreche vom Verkauf der 
Wiederaufbereitungsanlage an Brasilien, ob das 
richtig oder notwendig war oder nicht. Ich bin 
ganz eindeutig der Meinung, es war nicht not­
wendig. Was Brasilien braucht, ist ein Kern­
energieprogramm. Damit könnte es sehr wohl 
zurechtkommen; schlimmstenfalls würde der 
durch Kernenergie erzeugte Strom ohne Wieder­
aufbereitung um ein Prozent teurer. Wollten die 
Brasilianer nur die Anreicherungsanlage, so wäre 
das ein stärkeres Argument. Aber ihr Wunsch, 
die Wiederaufbereitungsanlage zu besitzen, und 
die Bereitschaft der Deutschen, sie zu liefern, nur 
um die Reaktoren zu verkaufen — das be­
unruhigt mich und viele Amerikaner.

Beckurts: Sämtliche Länder, die bisher Nuklear­
mächte wurden, sind Wege gegangen, die von der 
friedlichen Entwicklung der Kernenergie völlig 
unabhängig sind. Selbst wenn ein weltweites 
Kernenergieverbot bestünde, wäre dennoch die 
Proliferation von Kernwaffen möglich. Die 
Wohlstetter-Studie, (Albert Wohlstetter: „Sprca- 
ding The Bomb Without Quite Breaking The 
Rules“, erschienen in „Foreign-Policy“, No. 25, 
Winter 1976/77) in der darüber eindeutige 
Untersuchungen angestellt worden sind, zeigt 
deutlich, jedes Land kann auch ohne Zugang zur 
friedlichen Nutzung der Kernenergie die Bombe 
bauen. Die Studie hat sogar gezeigt, wieviel ein 
Land dafür zahlen muß und welche Zeit es be­
nötigt. Man sollte also eindeutig klarmachen: Es 
ist verkehrt, die nukleare Waffenproliferation 
stets mit der Ausbreitung der friedlichen Kern­
energienutzung in Zusammenhang zu bringen.

Camesale: Da bin ich mit Ihnen völlig einer 
Meinung. Es hat in der Tat noch nie eine Nation 
gegeben, die auf Plutoniumvorräten gesessen hat, 
die bei der zivilen Kernenergieerzeugung ange­
fallen sind und die dann in Krisenzeiten erst die 
Entscheidung traf, sich Atomwaffen zuzulegen.

Beckurts: Zum deutsch-brasilianischen Ge­
schäft: Zunächst handelt es sich hier nicht nur um 
den Verkauf empfindlicher Technologie und einer 
Wiederaufbereitungsanlage an Brasilien. Hier 
findet vielmehr eine Kooperation zwischen den 
beiden Ländern unter Mitverantwortung der bei­
den Regierungen statt. Auch haben beide Länder, 
die Bundesrepublik und Brasilien, den Über- 
wachungsvcrtrag mit der Internationalen Atom­
energie-Behörde (IAEA) unterschrieben. Der 
Vertrag der Bundesrepublik mit Brasilien und 
der Überwachungsvertrag mit der IAEA gehen 
sehr weit. Der Vertrag mit Brasilien enthält eine 
unwiderrufliche Verpflichtung, die gelieferten 
Technologien ausschließlich für friedliche Zwecke 
zu verwenden, nicht für militärische Zwecke oder 
zu Explosionen. Weiter enthält der Vertrag mit 
Brasilien eine starke Verpflichtungserklärung des 

32 Inhalts, daß der gesamte Brennstoffkreislauf und 

das Know-how unter die Sicherheitsbestimmungen 
der IAEA fallen. Außerdem unterliegt die ge­
samte abgeleitete Sekundärtechnologie ebenfalls 
den Sicherheitsvorschriften der IAEA. Schließlich 
unterliegt ein eventueller Rc-Export sehr scharfen 
Kontrollen.

Ich persönlich sehe in diesem Technologietrans­
fer mehr einen Schritt auf die künftige Gründung 
eines regionalen, internationalen Brennstoffzen- 
iiums als einen Verkauf von Wiederaufberei- 
tungstechnologic.

Camesale: Meine Frage war nicht, ob die Bun­
desrepublik Anreicherungs- und Wiederaufberei­
tungsanlagen zu den bestmöglichen Bedingungen 
ausführt. Meine Frage ist, ob man solche Anlagen 
überhaupt exportieren soll.

Das Argument, daß die Ausfuhr zu besten 
Bedingungen vorgenommen wird, nutzt nichts, 
weil dieser Fall nun als ein Beispiel für andere 
Nationen gelten wird, die ebenfalls Wiederauf- 
bereitungs- und Anreicherungsanlagen haben wol­
len. Vielleicht werden Sie dann ja die gleichen 
Bedingungen stellen, aber das Wort dieser ande­
ren Nationen braucht nicht von gleicher Ver­
läßlichkeit zu sein.

Alle bisherigen Sicherheitsvorkehrungen wur­
den primär für verbrauchte Brennstoffe entwor­
fen. Der Gedanke, daß diese Sicherheitsvorkeh­
rungen sich nun auch auf Vorräte an Plutonium 
oder angercichertem Uran beziehen sollen, ist für 
mich neu.

Beckurts: Zunächst sollte man sich fragen, mit 
welchen Ländern arbeitet man auf diesem Gebiet 
zusammen?

ZEIT: Die Franzosen waren zur Zusammen­
arbeit mir Südkorea und Pakistan bereit.

Beckurts: Wir müssen uns auf Länder beschrän­
ken, die ein großes Nuklearprogramm besitzen 
oder anstreben und wo die Wiederaufbereitung 
sinnvoll und notwendig ist. Bei Ländern ohne ein 
großes Kernenergieprogramm sehe ich keinen 
Sinn in der Wiederaufbereitung. Wir erachten es 
indessen als sinnvoll in solchen Ländern, die ein 
umfangreiches Nuklearprogramm haben, denn 
diese Länder sind mit dem Problem der Entsor­
gung konfrontiert. Die Bundesrepublik betrachtet 
die Wiederaufbereitung, wie schon mehrfach ge­
sagt, 'm starkem Maße unter dem Gesichtspunkt 
der Entsorgung und Atommüllagerung. Ange­
sichts der Größe des brasilianischen Programms 
halten wir die Wiederaufbereitung auch in Bra­
silien als erforderlich.

Camesale: Das habe ich noch nie gehört.
Beckurts: Das ist aber die Sachlage. Außer­

dem: Ist es nicht vernünftiger, mit Entwicklungs­
ländern unter sehr strengen Sichcrheitsvorkchrun- 
gen und über möglichst lange Zeiträume zusam- 
nenzuarbeiten, als diesen Ländern die nukleare 
Technologie vorzucnthalten? Eine Politik, den 
Entwicklungsländern die Nukleartcchnik zu ver­
wehren, wird sie bloß dazu verleiten, ihren eige­
nen Weg zu gehen — ohne Kontrolle. Ich bevor­
zuge demgegenüber eine kontrollierte Koopera­
tion unter striktesten Sicherheitsauflagen.

Camesale: Nun, ich bin dei Meinung, wir 
sollten Reaktoren exportieren. Die Entwicklungs­
länder sollten durchaus die Vorteile der Kern­
energie genießen. Aber hätte die Bundesrepublik 
unmoralisch gehandelt, wenn sic die Reaktoren 
ohne die zusätzlichen Anlagen exportiert hätte? 
Das glaube ich einfach nicht. Kein Land der 
Erde braucht diese Anlagen.

Flowers: Darf ich hier nur einflechten, daß 
kleinere Wiederaufbereitungsanlagen bereits in
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Japan, Indien, Italien, Spanien, Jugoslawien, 
Argentinien, Taiwan arbeiten.

ZEIT: Spanien ist völlig unkontrolliert.

Carnesale: Das sind alles Pilot-Anlagen.
ZEIT: Professor Beckurts, präjudiziert das 

brasilianische Beispiel unsere Entscheidungen bei 
anderen und politisch weniger attraktiven Han- 
delsabschlüsscn?

Beckurts: Von weiteren Vertragsabschlüssen 
übei ganze Brennstoffkrcisläufe ist mir nichts 
bekannt, ich habe den Eindruck, daß die Bundes­
regierung nach allem, was geschehen ist, sich in 
dieser Frage zurückhält und weitere Schritte nur 
im Rahmen dessen unternehmen wird, was in 
Gesprächen des Londoner Suppliers' Club ver­
abredet ist und in enger internationaler Zusam­
menarbeit vollzogen wird.

ZEIT: Ein Vertrag wie der zwischen der Bun­
desrepublik und Brasilien wird also nie wieder 
abgeschlossen werden? Wird die Bundesregierung 
aus außenpolitischen Gründen auch im Brasilien- 
Geschäft kapitulieren?

Beckurts: Ich bin der Meinung, der Handels­
abschluß zwischen Bonn und Brasilien ist völlig 
legal. Er steht völlig unter internationaler Kon­
trolle. Ich wäre äußerst überrascht, wenn die 
Bundesregierung vom Vertrag mit Brasilien zu­
rücktreten würde. Ich habe andererseits gehört, 
daß in den Vereinigten Staaten der Vorschlag 
gemacht worden ist, die brasilianische Wieder­
aufbereitungsanlage in eine multinationale Ein­
richtung mit US-amerikanischer Beteiligung wei- 
terzuentwickcln. Dies könnte eine sehr inter­
essante Lösung sein.

Carnesale- Ich bin dagegen.
ZEIT: Wie kommt es dann, daß die Verein­

barungen zwischen Brasilien, der Bundesrepublik 
und der Wiener Behörde vom Suppliers* Club 

in London einschließlich des amerikanischen Ver­
treters im Frühjahr 1976 angenommen worden 
sind? Danach gelten die Si eher hei ts Vorschriften 
für die gesamte Dauer des Vertrages, für die 
Nutzlebcnsdauer sämtlicher nach dem Vertrag 
gebauten Anlagen sowie für jegliche Anwendung 
des in den deutschen Anlagen gewonnenen tech­
nischen Know-how auf alle anderen Atomeinrich- 
tungen, die in Brasilien gebaut werden.

Carnesale: Ich glaube nicht, daß dies die ame­
rikanische Ausgangsposition war. Wir hätten ge­
wünscht, daß Wiederaufbereitungsanlagen über­
haupt nicht exportiert werden. Aber da wir im 
Suppliers' Club nicht mehr tonangebend sind 
und uns einige Clubmitglieder zu verstehen 
gaben, sie würden ein Exportverbot nicht an­
nehmen, ging es einfach darum, eine Position 
auszuhandeln, die besser ist, als gar kein Vertrag.

ZEIT: Wenn die amerikanische Regierung 
Richtlinien in dem Londoner Suppliers' Club 
geheim zustimmt, warum sollte sie dann öffent­
lich dagegen Stellung beziehen?

Carnesale: Der Suppliers' Club hatte seine 
Zustimmung unter dem Vorbehalt gegeben, wenn 
diese Einrichtungen exportiert würden, dann 
müßten sie durch die Vereinbarungen abgedeckt 
sein . . .

ZEIT: Das ist eine falsche Auslegung.
Carnesale: Nein, der Club hat gesagt: Würden 

diese Einrichtungen exportiert, dann sind die fol­
genden Bedingungen zu beachten und anzuwen­
den . . .

ZEIT: Das Abkommen mit Brasilien über Wie­
deraufbereitungsanlagen ist darauf zurückzufüh­
ren, daß im Sommer 1974 die Gefahr bestand, 
die US-Atomenergiekommission werde keine wei­
teren Verträge für die Lieferung von angereicher­
tem Uran unterzeichnen und dessen Lieferung

Der Londoner „Lieferanten-Klub“

Der exklusivste und geheimste Londoner Klub 
(Suppliers' Club) entstand Anfang 1975 auf An­
regung der Vereinigten Staaten. Aufgeschreckt 
durch die indische Atomexplosion vom Mai 1974, 
luden die USA die sieben wichtigsten Lieferlän­
der atomarer Technologie ein, um Richtlinien für 
den Export kerntechnischer Anlagen in nicht­
atomare Staaten zu erarbeiten. Neben den Ver­
einigten Staaten nahmen die Sowjetunion, Frank­
reich, England, Japan, Kanada und die Bundes­
republik an den ersten geheimen Besprechungen 
teil. Den Gründungsmitgliedern haben sich in den 
letzten zwei Jahren Schweden, Belgien, Italien, 
Holland, die DDR, Polen und die ÖSSR ange­
schlossen.

Hauptziel der amerikanischen Initiative war 
die Schließung der Proliferationslücken, die der 
Atomsperrvertrag von 1968 übersehen hatte. 
Spätestens die „friedliche“ Atomexplosion der 
Inder brachte es an den Tag, daß die alte Trenn­
linie zwischen „militärischen“ und „zivilen" Nu­
klearexporten verwischt worden war: Die „sensi­
tiven Anlagen“ zur Urananreicherung und Brenn­

stoff-Wiederaufbereitung konnten ebensogut dem 
Bombenbau wie der Elektrizitätsgewinnung 
dienen.

Verschärft wurde das Problem durch die unge­
zügelte Konkurrenz im Reaktorexport. Lukrative 
Lieferverträge wurden oft dem Land zugeschla­
gen, das seine Reaktoren mit einer Wiederaufbe­
reitungsanlage (zur Plutoniumgewinnung) „ver­
zuckerte“. Während die Bundesrepublik einen 
kompletten Brennstoffzyklus an Brasilien ver­
kaufte, lieferte Frankreich in potentielle Krisen­
gebiete wie Südafrika, Pakistan und Iran.

Exportregeln sollen verhindern, daß wirtschaft­
liche Rivalitäten der militärischen Proliferation 
Vorschub leisten. Die bekanntgewordenen Einzel­
heiten des „Gentleman’s Agreement“ von Lon­
don belegen den Export „sensitiver Anlagen“ 
nicht mit einem klaren Verbot sondern mit stren­
gen Sicherheitsauflagen: Der Bezieher muß sich 
verpflichten, die gelieferte Technologie der Wie­
ner Atomenergiebehörde zu unterwerfen, sie nicht 
zur Waffenherstellung zu verwenden und sie vor 
dem Zugriff von Terroristen zu schützen. jj 
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an die bisherigen Abnehmer einstellen. Die Ver­
einigten Staaten gaben für ihre Haltung zwei 
verschiedene Erklärungen ab, die beide in Europa 
viele Zweifel und Befürchtungen auslösten und 
den Anstoß für einige Anreicherungsabkommen 
mit der Sowjetunion gaben. Die erste Erklärung 
war, die amerikanischen Anreicherungskapazitä­
ten seien erschöpft, die zweite, das ganze sei ein 
bedauerliches bürokratisches Mißverständnis. Was 
immer dahintersteckte, es blieb der Eindruck, die 
Amerikaner seien unzuverlässige Lieferanten.

Carnesale: Idi bin nicht der Meinung, daß dies 
die Hauptursache war. Als wir über das deutsdi- 
brasilianische Geschäft zu sprechen begannen, 
waren Arbeitsplätze und wirtschaftliche Fragen 
der beherrschende Faktor. Ich will jedoch nicht 
leugnen, daß die Amerikaner zuverlässige Liefe­
ranten sein müssen. Das ist nicht nur für das 
deutsch-brasilianische Geschäft, sondern in einem 
viel weiteren Zusammenhang von Bedeutung.

Gruhl: Vom politischen Standpunkt aus möchte 
ich nur sagen, daß ich alle in den Verträgen ein­
gebauten Sicherheiten letzten Endes von höchst 
geringem Wert erachte, denn hier handelt es sich 
um militärische Dinge, um Machtfragen. Und da 
wird jede Nation nachher das tun, was sie für 
richtig hält. Sie wird sich keineswegs an irgend­
welche Bindungen haken. Nun kann man sagen: 
In einigen Jahren werden ohnehin mittlere und 
sogar kleine Länder in den Besitz von Bomben 
kommen, also, was soll es. Wenn man das aber 
noch um einige Jahre verzögern könnte, indem 
man nicht gleich Wiederaufbereitungsanlagen mit­
liefert, dann wäre das schon von einem gewissen 
Wert.

Beckurts: Ich möchte zwei Anmerkungen ma­
chen. Erstens: Wir sollten den Grund für das 
deutsch-brasilianische Geschäft nicht darin suchen, 
daß hier sweeteners geboten wurden. Es boten 
auch andere Lander ähnliche sweeteners, die aller­
dings etwas kleiner waren. Ein Hauptgrund für 

die brasilianisch-deutsche Zusammenarbeit ist die 
Tatsache, daß die deutsche Industrie zu einem 
echten Technologietransfer bereit ist — bereit 
dazu, Brasilien in der eigentlichen Kernreaktor­
technik wirklich unabhängig zu machen. Dies ist 
ein Beispiel für wirkliche Zusammenarbeit zwi­
schen einem Industriestaat und einem Entwick­
lungsland. Ich weiß, wie schwer es sein wird, 
dieses Vorhaben wirklich durchzuführen.

Meine zweite Bemerkung. Welches sind die 
Alternativen zur Wiederaufbereitung und der 
Atommüllagerung in den Empfängerländern? 
Nun, daß man verbrauchtes Brennmaterial wie­
der in die Licferstaaten zurückschicken müßte. 
Man nennt dies die Kontrolle des Brennstoff­
kreislaufes durch den Lieferanten. Aber damit 
würden alle Länder mit Ausnahme der Ver­
einigten Staaten und Rußlands aus dem Reaktor­
markt gedrängt, weil wir die verbrauchten 
Brennmaterialien anderer Länder bei uns nicht 
lagern können. Die Vorstellung, daß der Atom­
müll in das Lieferland zurückgeschickt wird, ist 
unsinnig. Ich bin auch sicher, Ralph Nader wäre 
ganz und gar nicht damit einverstanden, daß man 
spanischen oder ägyptischen Atommüll in die 
Vereinigten Staaten verbringt.

Carnesale: Wenn Nader zwischen den beiden 
Möglichkeiten wählen müßte, entweder bekom­
men die Spanier und Ägypter Plutonium oder 
wir müssen unseren Atommüllanfall um ungefähr 
drei Prozent erhöhen, könnte er sich durchaus für 
das letztere entscheiden.

ZEIT: Sir Brian, die Deutschen scheinen in 
dieser Sache zwei Argumente vorzubringen, er­
stens: Technologieverweigerung kann eine un­
kontrollierte Verbreitung von Kernwaffen zur 
Folge haben. Zweitens: Technologietransfer unter 
scharfer politischer Kontrolle und technischer In­
spektion wäre der ungezügelten Verbreitung 
nuklearer Waffen vorzuziehen. Ist der deutsche 
Standpunkt unvernünftig oder gar gefährlich?

IAEA: Internationale Atompolizei

Die Internationale Atomenergie-Behörde 
(IAEA = International Atomic Energy Agency) 
ist eine Unterorganisation der Vereinten Natio­
nen mit Sitz in Wien, die 1957 ins Leben gerufen 
worden ist. Ihre Hauptaufgabe ist die eines 
Wächters: Die IAEA soll mithelfen, die Verbrei­
tung der Atombombe zu verhindern.

Dazu überwachen die lAEA-Kontrolleure in 
erster Linie die Kernanlagen al! jener nicht­
atomaren Länder, die dem Atomsperrvertrag von 
1968 beigetreten sind. Im letzten Jahr unter­
standen ihnen etwa 50 Kernkraftwerke, 120 
Versuchs- und Forschungsreaktoren und über 200 
Nebenanlagen in rund 45 Staaten.

Die Rolle der IAEA-Inspektoren ist eine Mi­
schung aus Buchhalter und Polizist. Sie überprü­
fen und vergleichen Ein- und Ausgang von Spalt­
material in den verschiedenen Phasen des Brenn­
stoffzyklus, um festzustellen, ob bombentaug­
liches Material abgesondert worden ist. Bei einem 
verdächtigen Materialschwund dürfen sie aller­
dings nicht selbst eingreifen: Sie müssen den Vor­

fall an die IAEA-Zentrale in Wien melden, die 
dann den Weltsicherhcitsrat in New York alar­
miert.

Am sichersten funktioniert die Kontrolle in ei­
nem Leichtwasser-Reaktor vom Typ Biblis: Die­
ser gängigste Typ wird mit dreiprozentig ange- 
reichertcm Uran 235 beschickt, das militärisch 
nicht nutzbar ist. Schwieriger wird das Problem in 
der nächsten Phase, also der Wiederaufbereitungs­
anlage, wo bombentaugliches Plutonium abge- 
zweigt werden kann.

Während die IAEA bei einem 1000 Megawatt- 
Reaktor wie Biblis mit acht Inspektionstagen im 
Jahr ' auskommt, müßte sie eine Aufbereitungs­
anlage — so der Generalinspekteur der IAEA, 
Rudolf Rometsch — praktisch permanent über­
wachen.

Das gleiche Problem tritt auch bei den Hoch­
temperaturreaktoren auf, die mit hochangerei- 
chcrtem bombenfähigem Uran beschickt werden. 
Rudolf Rometsch glaubt, daß rund 30 Industrie­
staaten ihre eigenen Atombomben bauen könnten. 
Zur Zeit verfügt die IAEA über 75 Inspektoren.
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Flowers. Dazu zunächst kurz etwas aus mei­
nem eigenen Bericht. Wir sagten, daß die Ver­
breitung der zivilen Kernenergie unvermeidlicher­
weise auch Gelegenheiten zur Entwicklung von 
Kernwaffen schafft und daß wir den Bau solcher 
Waffen fürchten. Wir sagten weiter, es gäbe 
keinen Grund zu der Annahme, daß eine Nation 
über Jahrhunderte hin politischen Einflüsterun­
gen und Versuchungen widerstehen kann. Das 
Problem der Waffenverbreitung ist also sehr 
ernst. Es wird nicht dadurch aus der Welt ge­
schafft, daß man es einfach nicht zur Kenntnis 
nimmt.

Der australische Fox-Bericht, der erste von 
zwei Berichten über den Uranabbau in Austra­
lien, beschäftigt sich viel eingehender mit den 
Problemen der internationalen Sicherheit und der 
Proliferation. Ich möchte einen kurzen Absatz 
daraus Vorlesern

„Die wesentlichen Grenzen und Schwächen der 
gegenwärtigen Sicherheitsvorkehrungen sind: die 
Weigerung vieler Staaten, den Atomsperrvertrag 
zu unterzeichnen; die Unzulänglichkeit, wo es 
sich darum handelt, die Übertragung der Nu­
kleartechnologie von der zivilen Kernenergie­
erzeugung auf die Herstellung von Kernwaffen 
zu verhindern; die Tatsache, daß viele nuklearen 
Anlagen nicht ausreichend geschützt sind; das 
Vorhandensein zahlreicher Schlupflöcher in allen 
Sicherungsabkommen, wo es um die Anwendung 
auf friedliche Atomcxplosionen oder auf Mate­
rialien, die für explosionsf rcie militärische 
Zwecke bestimmt sind, und um die Weitergabe 
von Materialien an dritte Staaten geht; das prak­
tische Fehlen von Sicherheitskontrollen für die 
SALT-Abreden; die praktischen Probleme bei 
der wirksamen Inspektion von Kernmaterial- 
beständen; die Leichtigkeit, mit der Staaten vom 
Atomsperrvertrag und den meisten anderen 
Sicherheitsabkommen zurücktreten können; Män­
gel ir. den Rechenschafts- und Warnverfahren; 
schließlich das Fehlen zuverlässiger Sanktionen 
gegen eine Abzweigung sensitiver Materialien 
verhindern.“

Der Fox-Bericht nennt diese Mängel so ernst­
haft, daß die bestehenden Sicherheitsvorkehrun­

gen nur eine Illusion des Schutzes gäben. Es sei 
von größter Bedeutung, sie wirksamer zu gestal­
ten. Dazu sind intensive Anstrengungen auf 
höchster internationaler Ebene nötig — nicht nur 
durch den Nuclear Suppliers* Club.

ZEIT: Dr. Carnesale, würden Sie Ihre Ein­
wände aufrechterhalten, wenn der Mechanismus 
der internationalen Inspektion verbessert werden 
könnte?

Carnesale: Ich bin mit den internationalen 
Kontrollmechanismen nicht vertraut. Ich kann 
mir jedoch kein Sicherheitssystem vorstellen, das 
wirksam genug wäre, die Leute daran zu hindern, 
Plutonium abzuzweigen und daraus Waffen her­
zustellen. Ich weiß einfach nicht, wie das möglich 
wäre, es sei denn, man lagerte das Plutonium 
unter internationaler Kontrolle. Ich glaube, man 
braucht hier ein völlig anderes Überwachungs- 
system, nicht bloß mehr Überwachungsinspek­
toren.

Es ist richtig: Will ein Land Atomwaffen 
haben, dann kann es diesen Beschluß verwirk­
lichen, ohne daß es dabei auf zivile Kernenergie 
für zivile Zwecke zurückgreifen muß. Es wird 
ebenfalls richtig sein, daß Wiederaufbereitungs­
anlagen Vorteile haben, die außerhalb des Waf­
fensektors liegen. Der Nutzen, der sich daraus 
ziehen läßt, ist aber abzuwägen gegen die Nach­
teile, die daraus resultieren können.

Fragt man einen Staatsmann, der entschlossen 
ist, sich Atomwaffen zu verschaffen, wie lange 
seine Techniker brauchen, solche Waffen herzu- 
stellen, kann man zwei verschiedene Antworten 
erhalten: Erstens: Binnen sechs Jahren, wenn wir 
bei Null anfangen müssen. Zweitens: Binnen 
einer Woche, wenn wir über Wiederaufberei­
tungsanlagen verfügen; diese Waffen sind zwar 
grobe Killerwaffen, liegen aber im Wirkungs­
bereich der Hiroshima- und Nagasaki-Bomben.

Ich finde: Die Konsequenzen sind ungeheuer­
lich. Da verzichte ich lieber auf alle Vorteile der 
Plutonium-Wiederaufbereitung und auf die Vor­
teile des Leichtwasserreaktors, welcher Art sie 
auch immer sein mögen.

Störungen an Kernkraftwerken

Von November 1971 bis zum Januar 1977 
sind in deutschen Kernkraftwerken insge­
samt 36 Störfälle aufgetreten, die nach den 

Kriterien der „Gesellschaft für Reaktorsicherheit“ 
in Köln „sicherhcitstechnisch unmittelbar signifi­
kante Vorkommnisse“ sind. Nicht berücksichtigt 
wurden kleinere Störungen, wie sie auch in kon­
ventionellen Kraftwerken passieren, ohne den Be­
trieb zu gefährden.

Dabei fanden zwei Monteure den Tod (Gund­
remmingen, 19. November 1975), die beim Ar­
beiten an einem Ventil durch ein austretendes, 
schwach radioaktives Wasserdampf-Gemisch ver­
brüht wurden.

Im Zeitraum 1975/76 wurde bei keinem der 
Zwischenfälle unkontrolliert radioaktives Mate­
rial an die Umwelt abgegeben; die pro Person zu­
lässigen Strahlcndosen wurden nicht überschritten. 
In allen Fällen funktionierte die Schnellabschal­
tung des Reaktors (durch Einfahren der Steuer­
stäbe wird der Spaltvorgang unterbrochen).

In neun Fällen war der Haupt- oder Neben­
kühlkreislauf für den Reaktor betroffen; in der 

Mehrheit der Fälle stellten sich nachträglich Risse 
oder Undichtigkeiten des Leitungssystems heraus, 
wobei nicht unterschieden wird, ob es sich um 
Materialfehler oder Arbeitsfehler (z. B. beim 
Schweißen) handelt.

In zwei Fällen (Karlsruhe 20. März 1972 und 
Lingen 6. Mai 1972) gab es Brande durch austre- 
tendes Natrium und Schmieröl. In drei anderen 
Fallen spielte menschliches Versagen eine entschei­
dende Rolle, das durch die Überwachungsautoma­
tik nicht korrigiert wurde. Den größten Schaden 
richtete eine falsch reagierende Automatik am 
13. Januar 1977 in Gundremmingen an, die zum 
Austritt radioaktiven Dampfes und zu einer 
Überschwemmung innerhalb des „Reaktor-Eies" 
führte.

In 34 Fällen ist am eigentlichen Reaktor und 
seinen mechanischen Einrichtungen keine Störung 
aufgetreten; in einem Fall (Karlsruhe 19. Januar 
1972) wurde ein Fehler bei abgeschaltetem Reak­
tor entdeckt; im zweiten Fall — Steuerstabstö­
rungen — (Stade 3. November 1972) zeigte sich 
der Fehler bei einer planmäßigen Inspektion.
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